
Wichtige Wünsche
an ein gutes Leben
konzentrieren sich
in der Kommune:
sichere Arbeitsplät-
ze und faire Arbeits-
bedingungen, be-
zahlbarer und kom-

fortabler Wohnraum, eine quali-
tativ hochwertige Gesund-
heitsversorgung, ein dichtes
Nahverkehrssystem mit niedri-
gen Fahrpreisen, gut ausge-
stattete Schulen und Kinderta-
gesstätten und vieles mehr. Die
schwarz-gelbe Bundesregierung
ist allerdings weit davon ent-
fernt, ihre Politik an solchen Be-
dürfnissen zu orientieren. Seit
Jahren legen die Regierungen –
gleich welcher Couleur – die
Grundsteine dafür, dass den
Kommunen der Geldhahn zuge-
dreht wird.

Das finanziel le Ausbluten der Kom-
munen wird oft als Vorwand be-
nutzt, um soziale Leistungen zu
streichen und folgenschwere Privat-
sierungen durchzusetzen. Die Er-
gebnisse sind zumeist steigende
Verbraucherpreise, schlechtere Ver-
sorgung, Arbeitsplatzvernichtung
und rüdes Lohndumping zulasten
der Beschäftigten. Elementare
menschliche Bedürfnisse wie Ge-
sundheit, Wohnen, Mobil ität, die
Versorgung mit Energie und Was-
ser privaten Profithaien überlassen,
ist verantwortungslos.

Der den Ländern, Städten und Kom-
munen aufgenötigte Privatisie-
rungs- und Kürzungskurs ist
keineswegs alternativlos. Denn
Geld ist in Deutschland zur Genüge
vorhanden, es ist nur falsch verteilt.
Eine Steuer auf mil l ionenschwere
Privatvermögen würde viele Mil l iar-

den Euro in die öffentl ichen Kassen
spülen. Würde man darüber hinaus
die großen Erbschaften und hohen
Einkommen deutl ich höher besteu-
ern, wie es DIE LINKE seit Jahren
fordert, dann wäre genügend Geld
da, um die chronische Unterfinan-
zierung der Kommunen zu been-
den, den Investitionsstau bei der
öffentl ichen Infrastruktur zu über-
winden und die dringend notwendi-
gen Ausgaben für Gesundheit und
Bildung zu erhöhen.
Es gibt sehr wohl soziale Alternati-
ven zur neoliberalen Politik. Aber
ohne die Empörung der Betroffe-
nen wird sich nichts ändern. Ich
wünsche mir deshalb mehr Empö-
rung, damit die Interessen der
Mehrheit nicht länger übergangen
werden.

Sahra Wagenknecht,
Mitglied des Bundestags

Es gibt Alternativen!
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Im Überblick

Der Krieg sagt:
Die Wirklichkeit sagt:
Der Frieden sagt:

Frieden schaffen mit Waffen
Krieg schafft immer neuen Krieg

Frieden schaffen ohne Waffen!

Links wirkt: Nach fünf Jahren po-
litischem Streit gibt es endlich in
der Aachener Region eine prei-
sreduzierte Monatskarte für
Menschen mit wenig Geld. Doch
Links muss weiter wirken, denn
noch ist das Ziel nur zum Teil er-
reicht. Mit EUR 29,80 ist das
Ticket zu teuer.

Es geht um nicht weniger, als er-
werbslosen M enschen das Recht
auf M obil ität wiederzugeben. Das
wurde ihnen mit der Einführung von
H artz I V Anfang 2005 genommen.
Etwa 1 5 Euro sind als Pauschale
für Fahrtkosten im N ahverkehr in
das ALG I I eingerechnet. Das reicht

in der Aachener Region für drei
H in- und Rückfahrten in Tarifstufe
1 . Eine M onatskarte – Preis für Ta-
rifstufe 1 im Abo EUR 46,33 – ist
unbezahlbar.

Ein Sozialticket, das seinen N amen
verdient, darf nicht mehr als EUR
1 5.- kosten. So ist es im Kreis Dü-
ren. I n der Städteregion Aachen
kostet das neue Ticket dagegen
EUR 29,80. Wieso dieser Preisun-
terschied? Weil bis auf DI E LI N KE
keine Partei in Aachen und der
Städteregion bereit ist, öffentl iches
Geld in die H and zu nehmen.

Fortsetzung Seite 3

Sozialticket endlich gestartet -
Problem: Es ist zu teuer

NRW - CARD
JETZT!
Für ein landesweites Sozialticket

www.l inksfraktion-nrw.de
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Mit den Menschen - für die Menschen

Am 1 . September 1 939 startete
N azi-Deutschland sein Projekt der
Weltherrschaft mit einem heim-
tückischen Überfal l auf Polen: Der
Krieg wurde nicht einmal erklärt.
Zur M ahnung an diese erste mil itä-
rische Aggression der faschisti-
schen Barbaren zum Auftakt des
2. Weltkrieges wird an diesem Tag
al l jährl ich der Anti-Kriegstag be-
gangen.

I n diesem J ahr gibt es al lerdings
reichl ich Anlass, die Augen auch
kritisch und il lusionslos nach vor-
ne zu richten.

Die Hoffnungen auf eine Friedensdivi-
dende nach dem Ende des Kalten
Krieges sind längst verflogen. Es
brauchte nur wenige Jahre, um zu er-
kennen, dass es einer Blockkonfron-
tation nicht bedarf, damit das

Wettrüsten unvermindert weitergeht.
Wahnsinn: Bil l ionen für Krieg und
Kapital – Peanuts für die H ungern-
den

H eute wird weltweit mehr Geld
fürs M il itär ausgegeben als jemals
zuvor: 201 0 waren es 1 .630 M il l i-
arden US-Dol lar. Davon entfielen
auf die USA 698 M il l iarden.

Fortsetzung Seite 5



Ende letzten Jahres
stellte die Aache-
ner Verwaltung
das Handlungskon-

zept ‚Aachen Strategie Wohnen’
vor.

Die Siedlung Preuswald war
einst eine bel iebte Wohngegend in
Aachen. I m Grünen - aber nah der
I nnenstadt gelegen - und mit einer
guten I nfrastruktur ausgestattet,
war sie vor al lem für Famil ien mit
Kindern attraktiv.
Doch durch den Verkauf an die
Deutsche Annington wurde die
Siedlung zum Sorgenkind. Drin-

gend erforderl iche I nvestitionen
zum Erhalt des Wohnungsbe-
stands vermisst man seit J ahren
ebenso wie eine ausgewogene Be-
legungspol itik. Die Folge dieser
rein gewinnorientierten Unterneh-
mensstrategie ist eine zunehmen-
de Auflösung der I nfrastruktur des
Viertels. Kindergarten und Grund-
schule sind in ihrem Bestand seit
J ahren gefährdet, Arztpraxen und
Geschäfte haben dem Preuswald
den Rücken gekehrt.

Die pol itischen Vertreter der Stadt
darf das al lerdings nicht erstau-
nen. Der Verkauf einer gemeinnüt-
zigen Wohnungsgesel lschaft an
eine ‚I mmobil ien - H euschrecke’
ist nie ein gewinnbringendes Ge-
schäft. DI E LI N KE und viele Aache-
ner wussten dies bereits 2004
und verhinderten glückl icherweise
den Verkauf der Aachener Gemein-
nützigen Wohnungsgesel lschaft
(GeWoGe) – gegen das Ansinnen
der damal igen CDU/FDP Rats-
mehrheit.

Private I mmobil iengesel lschaften
führen Anwohner/innen und pol iti-
schen Vertretern immer wieder ge-

radezu zynisch vor Augen, dass ihr
einziges I nteresse die Gewinnopti-
mierung ist; langfristige I nvestitio-
nen in den Wohnungsbestand sind

dabei ebenso wenig enthalten wie
der Erhalt der Arbeitsplätze, der
durch den I mmobil ienankauf ‚er-
worbenen’ M itarbeiter.
Bei den Verhandlungen mit der
Deutschen Annington überprüft
die Stadt derzeit al le rechtl ichen
und finanziel len M ögl ichkeiten der
Einflussnahme. Es zeigt sich, dass
ein langer Atem benötigt wird, um
den notwendigen Druck aufzubau-
en.

Einiges konnte schon bewegt wer-
den. Der unhaltbare Zustand, das
Viertel ohne Einkaufsmögl ichkeit
zu lassen führte dazu, dass in Ko-

operation mit dem Verein ‚I n Via’
ein kleiner Laden eröffnet werden
konnte, um die nötigsten Artikel
des tägl ichen Bedarfs wohnortnah
kaufen zu können.

Bestehende Probleme müssen
aber noch stärker öffentl ich ge-
macht werden – immer und im-
mer wieder! M ögl iche I nstrumente
sind ‚Fluten’ von Protestschreiben
an die Annington (Kopien an Pol i-
tik und Lokalpresse) und eine en-
ge Vernetzung mit dem
M ieterschutzverein, um M ietmin-
derungen durchzusetzen. Sinnvol l
ist ebenfal ls eine aktive Beteil i-
gung an der geplanten Zukunfts-
werkstatt.

Regelmäßige M ieterversammlun-
gen bieten die M ögl ichkeit, weite-
re kreative Formen des Protestes
zu organisieren; dazu bietet die
Fraktion DI E LI N KE. im Rat der
Stadt Aachen ihre Unterstützung
an, damit der Satz „Eigentum ver-
pfl ichtet“ wieder eine gesel l -
schaftl iche Bedeutung erhält.

Ellen Begolli,
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Aachen

Gute Nachrichten:
Die allgemeine Le-
benserwartung ist
gestiegen. Die älte-
ren Menschen sind
im Vergleich zu
vorherigen Genera-
tionen länger ge-

sund und bleiben mobil.

Die M ärchen über angebl iche Fol-
gen des sogenannten „demographi-
schen Wandels“ haben jedoch
Auswirkungen auf die älteren M en-
schen. Sie beeinflussen ihr Wohlbe-
finden und selbst die Lebensdauer.

Propaganda wirkt durch platte Wie-
derholungen von M ythen und Stim-
mungsmache wie: „Das Alter
beginnt mit 65 Jahren. “ „Alte Men-
sche können nichts Neues lernen. “
„Ältere Beschäftigte sind weniger
produktiv. “ „Ältere Menschen wol-
len mit Technik nichts zu tun ha-
ben. “ „Die Alten nehmen Jungen die
Arbeitsplätze weg.“„ Immer mehr al-
te Menschen machen das Gesund-
heitswesen unbezahlbar. “

I n den zurückl iegenden J ahrzehn-
ten kam es sowohl zu einer deutl i-
chen Zunahme des Anteils alter
M enschen als auch zu großen tech-
nischen Errungenschaften im M edi-
zinbereich. Wären älter werdende
Gesel lschaft und technischer Fort-
schritt große Kostentreiber, so wä-

ren die Gesundheitskosten schon
in den letzten J ahrzehnten explo-
diert.
Aber genau das ist nicht passiert.
Die al lgemeinen Gesundheitsausga-
ben betragen früher wie heute
zehn bis elf Prozent der gesamtwirt-
schaftl ichen Leistung. I m Gesund-
heitsfonds befindet sich derzeit
sogar ein Überschuss von zwei
M il l iarden EURO.

Was die Gesundheitsversorgung
hierzulande teuer macht, sind die
gesundheitl ichen Folgen von Ar-
beitsbelastung und Armut. Was im
Verlauf des ganzen Lebens gesel l -
schaftspol itisch versäumt wurde,
rächt sich lebenslang bis ins hohe
Alter hinein. I ns Besondere für die
einkommensschwachen Schichten
geht das Alter oft mit chronischen
Leiden einher. Traurige Wahrheit
ist, dass immer weniger erwerbstä-
tige M enschen gesund das Renten-
alter erreichen. Etwa 27 %
versterben vor dem 65. Lebens-
jahr. Gut haben es die Alten der
oberen M ittel- und der Ober-
schicht. Für sie ist das Schlagwort
vom gesunden Alter keine Utopie.

Was also sol l mit der ideologischen
Al lzweckwaffe „demografischer
Wandel“ erreicht werden?

Das Geschäft mit der Gesundheit
blüht. M edizinische Behandlungen

sol len enorm ausgeweitet werden;
egal ob sie sinnvol l sind oder nicht.
Des Weiteren wil l der neue Gesund-
heitsminister Daniel Bahr (FDP), als
glühender Verfechter der Schlei-
fung der sozialen Sicherungssyste-
me, die Renten-, Kranken-

Pflegeversicherung durch private
Versicherungen ersetzen.
Zum Glück sind Pläne von Regie-
renden nicht in Stein gemeißelt.
H ier in den Kommunen ist die N ä-
he zu den Einwohner/inne/n. Die
Verbesserung der Brustkrebsbe-
kämpfung war beispielsweise eine
I nitiative aus der Region, die jetzt
al len Frauen der Republ ik zugute
kommt.

Das Alter ist eine Lebensphase, die
al le jungen M enschen erreichen
möchten. Es lohnt sich für al le,
generationsübergreifend gemein-
sam sol idarisch für Reformen zu
streiten, die an die Ursachen der
Probleme gehen.

Helga Ebel, Sachkundige Bürgerin
im Städteregionstag Aachen

Der Privatisierungswahn im Sozial- und Gesundheitsbereich muss
gestoppt werden
Die sozialen Sicherungssysteme müssen erhalten werden
Arbeits- und Lebensbedingungen sowie Vorsorge müssen so
verbessert werden, dass al le die Aussicht auf ein langes gesundes
Alter haben. Das ist zugleich ein starker Beitrag zur Senkung der
Kosten im Gesundheitswesen
H aushalts- und personennahe Dienste sind auszubauen.

Heuschrecke im Preuswald

Teil 3 Dicke Lügen:

„Immer mehr alte Menschen machen das Gesundheitswesen
unbezahlbar“ Die Wahrheit sieht anders aus

Fortsetzung in der nächste Ausgabe
von WI R: Die nächste dicke Lüge
„Patienten sind Kunden und der
Kunde ist König.“
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Barrierefreiheit
Kinderfreundl ichkeit
Energieeinsparung

sind für DI E LI N KE vor al lem zwei
Aspekte besonders interessant:

N eben den Themen wie

Der Ausbau des öffentl ich
geförderten Wohnraums

Die Aufwertung von Stadt-
quartieren
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Der Aachener Ver-
kehrsverbund musste
das Ticket ohne einen
zusätzl ichen öffentl i-
chen Zuschuss finan-
zieren. Auch den
Vertrieb muss der

AVV übernehmen. Das J obcenter
weigerte sich. Die Folge: während
im Kreis Düren Erwerbslose und So-
zialhi l feempfänger, die das wün-
schen, das Ticket monatl ich
zugeschickt bekommen, erhalten
sie in der Städteregion Aachen nur
einen Berechtigungsschein. M it
dem müssen sie dann in die Vorver-
kaufsstel le des AVV und sich dort
als Erwerbslose zu erkennen ge-
ben.
Ein weiteres M anko: Das Ticket gilt
erst ab 9 Uhr. Wer schon um neun
oder früher im J obcenter erschei-
nen muss, hat Pech. Er muss doch
wieder einen teuren Einzelfahr-
schein kaufen. So überrascht es
nicht, dass die N achfrage nach
dem „M obi-Ticket“, so der offiziel le
N ame, schleppend anl ief.

DI E LI N KE wird das Thema erneut
auf die Tagesordnung setzen. Die
N eun-Uhr-Grenze muss fal len, der
Preis runter! Zumindest etwas Geld
hat jetzt der Landtag zur Unterstüt-
zung von Sozialtickets beschlos-
sen. Links wirkt auch auf
Landesebene.

Langfristig streitet DI E LI N KE   für
eine Armutsfeste Grundsicherung.
Das Geld muss reichen, um ele-
mentare Bedürfnisse der Teilhabe
und M obil ität zu befriedigen. Erst
dann kann die Diskriminierung er-
werbsloser M enschen vol lständig
beendet werden.

Andreas Müller, Fraktionsvorsitzender
DIELINKEim RatderStadtAachen
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Frage: Hat die Auseinandersetzung um das Buch von
Thilo Sarrazin und sein Buch die Politik in der Bundes-
republik verändert?

Gebhardt: Sarrazin sel bst hat grun dl egen d
n ich ts verän dert. Aber er hat etwas sichtbar ge-
macht, was vorher in dieser M assivität un ter
der Oberfl äch e verborgen war. Den ken wir an
Bun despräsiden t Ch ristian Wul ff, der ein e „bun-
te Republ ik Deutschl an d“ ausruft un d öffen t-
l ich verkün det, auch der I sl am gehöre zu
Deutschl an d. Sarrazin ist al s Sprachrohr an ge-
n ommen worden von al l den jen igen , die das
n ich t wol l en oder skeptisch sin d. Wichtig ist fol-
gen des: Sigmar Gabriel hat schon richtig er-
kan n t, dass es Sarrazin n icht n ur um ein e
I n tegration sdebatte geht. Es geht Sarrazin um
Sel ektion , al so sozial e Ausl ese. Sarrazin zitiert
ohn e Beden ken Autoren , die auch von der N PD
zu Rate gezogen werden , wie Vol kmar Weiss
oder Fran cis Gal ton , den Begrün der der moder-
n en Sozial eugen ik. Sarrazin sagt, dass I n tel l i-
gen z zu „50 bis 80 Prozen t erbl ich“ sei un d
fordert „sel ektive Prämien “ zur „Verbesserun g
der sozioökon omischen Qual ität der Geburten-
struktur“. Für ein e Partei , deren Ex-Kan zl er
Soh n ein er Rein igun gskraft ist, ist dies schon
starker Tobak.

Frage: Was sind die Grundlagen für den Erfolg
Sarrazins?

Gebhardt: Das ist nicht so einfach. Es gibt eine
„Verrohung des Bürgertums“, wie Studien des
Soziologen-Teams um Wilhelm H eitmeyer oder
Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung nachwei-

sen. Deswegen bekam auch Peter Sloterdijk aus
bürgerl ichen Kreisen Zustimmung, als er zum

„fiskal ischen Bürgerkrieg“ gegen Umverteilung
im Sozialstaat aufrief. Das hat natürl ich einen
H intergrund in der Real ität des Kapital ismus –
über die Sarrazin aber schweigt. Die Leute sind
ja nicht vom „falschen Bewusstsein“ geblendet.
Es stimmt doch, dass die M ittelschichten für die
Finanzkrise die Zeche zahlen müssen, dass die
Verluste sozial isiert werden. Sarrazin bietet ein
Deutungsmuster an, das von den tieferen Grund-
lagen weglenkt: Er mobil isiert die Empörung der
M enschen gegen angebl iche „unproduktive M us-
l ime“ und die „bio-deutsche Unterschicht“, die
angebl ich den ganzen Tag faul auf dem Sofa ver-
bringt.

Frage: Sind alle, die sein Buch gekauft haben oder
ihm in Umfragen zustimmen, rassistisch oder in ih-
rer Einstellungweit nach rechts gerückt?

Gebhardt: Es gibt zwar M enschen in der BRD
mit einem wirkl ich geschlossen rechtsextremen
Weltbild. Laut der Leipziger Studie „Die M itte in
der Krise“ sind das ca. acht Prozent der Bevölke-
rung. Aber die meisten Käufer haben Thilo Sarra-
zins Buch nicht ganz gelesen. Für sie ist aber
schon al lein der Kauf des Buches eine pol itische
Aussage. Sie protestieren damit gegen das, was
sie als Real ität der Einwanderungsgesel lschaft
in Deutschland wahrnehmen.

Frage: Gibt es eine Verbindung zwischen Sarrazin
und dem schrecklichen Attentat in Norwegen?

Gebhardt: N ein, das ist bil l ige Polemik. I n Brei-
viks „M anifest“ taucht der N ame Sarrazin gar
nicht auf. Es führt auf eine falsche Fährte, da
jetzt zwanghaft eine Verbindung suchen zu wol-
len. Viel besorgniserregender ist doch, dass
Sarrazins sozialeugenische Aussagen die H al-
tung von Teilen der sog. „pol itischen M itte“ wi-
derspiegelt. Wenn z.B. ein Daniel Bahr von der
FDP, inzwischen immerhin Bundesgesundheits-
minister, sagt: „I n Deutschland kriegen die
Falschen die Kinder“ und damit „sozial Schwa-
che“ meint, ist das fast O-Ton Sarrazin. Auch
die nutzlose Zwangsarbeit für Erwerbslose, die
Sarrazin fordert, wird von der „pol itischen M it-
te“ unterstützt. Sarrazin l iefert eine radikal isier-
te Agenda 201 0. Darüber sol lte sich die
pol itische Linke Gedanken machen – und nicht
Sarrazin und seine Zuhörer einfach als „N azis“
beschimpfen, wie das beim Protest gegen seine
Lesung in Aachen geschehen ist.

Weitere Infos:
- eine ausführl iche Analyse von
Richard Gebhardt zum Buch von Thilo Sarrazin
ist kostenlos onl ine abrufbar unter:
http://www.linksnet.de/de/autorin/gebhardt_richard

- das vol lständige I nterview mit
Richard Gebhardt, in dem es auch um den
Rechtspopul ismus in Europa, die Fehler der po-
l itischen
Linken im Kampf gegen Sarrazin das N PD-Ver-
bot geht, ist auf der H omepage der „WI R“ ver-
fügbar: www.wir-onl ine.org/

Das I nterview führte Alban Werner

Interview mit dem Politikwissenschaftler Richard Gebhardt, RWTH Aachen

Ein Sozialticket, das sei-
nen Namen verdient, darf
nicht mehr als 15 Euro
kosten.

Fortsetzung: Sozialticket endlich gestartet - Problem: Es ist zu teuer

Alle 78 Bundestagsab-
geordneten der Partei
DIE LINKE stimmten
Ende Juni im Bundes-
tag gegen den von
Angela Merkel ausge-
handelten Atomkon-
sens. In den Medien
wurde das „Nein“

zwar erwähnt, aber kaum hinter-
fragt. Stattdessen feiern Grüne,
SPD, CDU und natürlich Frau Mer-
kel den Kompromiss als Erfolg.

Dieser „Erfolg“ allerdings ist „… nicht
unumkehrbar… “. Schon tags zuvor
war im Spiegel-Online auf eine von der
Linksfraktion angeforderte Expertise
des wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages verwiesen worden, die
dies eindeutig belegt. Erst die Aufnah-
me des Satzes „ ... Abkehr von der
friedlichen Nutzung der Atomenergie
in das Grundgesetz“ würde für eindeu-
tige Bindung sorgen. Die Linke fordert
darüber hinaus, das Verbot von Atom-
energie und Atomwaffen in das Grund-
gesetz aufzunehmen.

Die Tatsache, dass seit dem 5. Mai bis
zum Ende des Moratoriums 1 1 von 1 7
AKW vom Netz waren, ohne das hierzu-
lande der Strom ausgefallen ist, be-
legt, dass unsere Forderung, die
sieben ältesten AKW sofort stil lzule-
gen und bis 201 4 ganz ohne Atom-
kraft auszukommen, umsetzbar ist.
Zumal in den nächsten drei Jahren
noch im Bau befindliche Gas- und Koh-

lekraftwerke, bei gleichzeitiger Ab-
schaltung leistungsschwacher fossiler
Kraftwerke, immer noch einen Über-
schuss an Kapazitäten produzieren,
der über dem Anteil der in unserem
Szenario abgeschalteten AKW liegt.
Ein intelligentes Lastenmanagement
könnte zusätzlich den Verbrauch in
Spitzenzeiten reduzieren und Kohle-
kraftwerke runter fahren lassen. Aller-
dings wäre eine kurzfristige und
einmalige Steigerung des CO2- Aus-
stoßes möglich, wenn gleichzeitig die
Erneuerbaren Energien ausgebaut
würden.

Angesichts der Folgen, die die Lage-
rung und Umlagerung von Atommüll
nach sich ziehen werden, ist die zu er-
wartende Steigerung minimal – Exper-
ten schätzen sie auf 1 Cent/KWH.
Allerdings würde die Lagerung des
atomaren Mülls noch Generationen
extreme Kosten aufbürden.
Energieberatung, Sozialtarife, Verbot
von Stromsperren und Hilfen zum
Kauf von sparsamen Elektrogeräten,
finanziert durch die Abschöpfung der
Gewinne der Stromkonzerne, verbun-
den mit einer angemessenen Markt-
kontrolle und dem klimagerechten
Umbau des Kraftwerksbaus, speziell
durch die Förderung von Kraft-
Wärme-Kopplung, wären Wege für
einen konsequenten und sozialen
Atomausstieg.

Dirk Makowski , Sachkundiger Bürger
im Städteregionstag Aachen

MINDEST

LOHN
STATT

LOHN
DUMPING

Atomkonsens oder Selbstlüge



Die Entwicklung
des ÖPNV (Öffentl i-
cher Personennah-
verkehr) in der
Region Aachen in
den letzten Jahren
kann sich sehen las-
sen. Neue Strecken
sind gebaut, alte re-

aktiviert worden, neue Haltepunkte
sich eingerichtet worden, etc.; Die
Fahrgastzahlen sind kontinuierl ich
gestiegen.

Jährl ich befördert der Aachener Ver-
kehrsverbund AVV 1 06 Mio. Fahr-
gäste. Im Schienenpersonenverkehr
ist die Zahl der Beförderungen in 1 0
Jahren um 65% gestiegen (Quelle:
AVV). Dies ist aus mehreren Grün-
den erfreulich: Der motorisierte Indi-
vidualverkehr (MIV) belastet die
Umwelt weiterhin in erheblichem
Maße (Abgase, Lärm, Flächenver-
brauch, etc.). Die Klimaschutzziele
lassen sich nachhaltig nur errei-
chen, wenn der MIV reduziert wird
zugunsten von Fuß, Rad und ÖPNV.
Immer mehr Leute verzichten be-
reits jetzt freiwil l ig auf den eigenen
PKW, möchten aber dennoch mobil
sein. Dazu braucht es ein preisl ich
attraktives, zuverlässiges und um-
weltfreundliches Verkehrssystem.

Besonders wichtig ist uns der Bau ei-
ner Stadtbahn in Aachen, die mehr
sein muss als die ursprünglich beab-
sichtigte Campus-Bahn. Das Bei-
spiel anderer Städte im In- und
Ausland zeigt, dass eine moderne
Stadtbahn die städtebauliche Ent-
wicklung vorantreiben kann. Die
Baukosten werden dabei zum
großen Teil aus Bundes- und Landes-
mitteln gestel lt. Bei den Betriebskos-

ten sind langfristig sogar Vorteile zu
erwarten, da eine Stadtbahn
schlicht mehr Personen transportie-
ren kann als herkömmliche Busse.
Vom Stadtrat in Aachen ist in die-
sem Herbst ein weiterhin positives
Votum für die Stadtbahn zu erhof-
fen.

Jedoch wird die Zukunft des Nah-
verkehrs nicht nur vor Ort entschie-
den: Das bisherige System der
Finanzierung des ÖPNV muss
rechtssicher gemacht werden. Da-
bei muss der Aspekt der Daseins-
vorsorge Vorrang haben vor der
EU-Wettbewerbsideologie nach
dem Motto „Der Markt wird’s schon
machen“. Die Bereitstel lung kann
und muss nicht kostendeckend er-
folgen. Der Erfolg eines erfolgrei-
chen Nahverkehrsangebots richtet
sich eher daran, wie viel Menschen
es zuverlässig, sicher und bequem
transportieren kann und das zu
Preisen, die nicht abschrecken,
sondern zum Umsteigen bewegen.

Die viel diskutierte Elektromobil ität
ist sicherl ich eine sinnvolle Ergän-
zung in einem integrierten Ver-
kehrskonzept, kann aber aus
heutiger Sicht aufgrund diverser
Schwierigkeiten nicht als Patentlö-

sung der verkehrspolitischen Syste-
me angesehen werden.

Für DIE LINKE gilt:
Wir werden alle Vorhaben unter-
stützen, die den ÖPNV in
unserer Region stärken.

Harald Siepmann ,
Fraktion DIE LINKE im Städteregionstag Aachen

Unsere Forderungen zum weiteren Ausbau des ÖPNV:

Weiterer Ausbau des Euregiobahn-Netzes (z.B. nach Baesweiler).
Bau einer Stadtbahn in Aachen mit Verlängerung in den alten Kreis
(z.B. nach Würselen auf der alten Strecke Aachen-Nord - Jül ich).
Neugestaltung des Tarifsystems mit dem Ziel niedrigerer Preise
sowohl für Pendler als auch für Gelegenheitsfahrer.
Schnellstmögliche Senkung des Preises für das „Mobil-Ticket“ und
Abschaffung der 9.00-Uhr-Grenze.
Ausbau der Schnellbuslinien, wo es keine konkurrierenden
Euregiobahnlinien gibt.
Verbesserung des grenzüberschreitenden Angebots nach Belgien und
in die Niederlande.

Eindeutig JA! Der
Umbau der Ver-
sorgung hin zur
sauberen Energie
muss die Preise
nicht erhöhen. Da-
für müssen aller-
dings 1 . der Wille

der politischen Mehrheiten vor-
handen sein, die Energieversor-
gung konsequent auf saubere
Energieträger umzustellen, und 2.
die Bevölkerung gewillt sein, nur
noch „saubere Energiequellen“ zu
akzeptieren. Mehr ist nicht nötig,
aber auch nicht weniger!

Die überwiegend genutzte Energie
der Zukunft wird Strom sein. Heute
wird Strom überwiegend in zentralen
Großkraftwerken erzeugt. Nach unse-
rer Überzeugung soll er künftig dezen-
tral in vielen kleinen Einheiten
erzeugt werden.

Was sind „saubere Energiequellen“,
was ist unter „kleinen Einheiten“ zu
verstehen, und welche Vorteile bringt
eine „dezentrale Energieerzeugung“?

Mit „sauberen Energiequellen“ wer-
den Wasser, Sonne und Wind be-
zeichnet. Hinzu kommen Erdwärme
und Biomasse. Die Energien aus all´
diesen Quellen belasten unsere Um-
welt nicht zusätzlich mit dem gefährli-
chen Kohlendioxid (CO2). Das tun
aber Kohle, Gas und Erdöl.

Die künftige Energieerzeugung sollte
in der Nähe der jeweiligen Verbrau-

cher mit kleinen Einheiten erfolgen.
Kleine Kraftwerke erzeugen zwar we-
niger Energiemengen, sind aber fle-
xibler zu steuern, können auf
Verbrauchsschwankungen schneller
reagieren und sind somit effizienter
zu betreiben. Großkraftwerke sind da-
gegen schwerfällig, müssen über ei-
ne längere Zeit auf Leistung gebracht
werden (hochfahren) und benötigen
mehr Zeit, um „heruntergefahren“ zu
werden. Sie haben somit einen
schlechteren Effizienzgrad. Eine mo-
derne und saubere Energieversor-
gung braucht aber intelligente,

reaktionsschnelle Systeme, die un-
mittelbar bedarfgerecht eingesetzt
werden können, also kleine Versor-
gungseinheiten.

„Dezentrale Energieerzeugung“ er-
folgt in relativ kleinen Kraftwerken.
Dies sind beispielsweise alle Photo-
voltaikanlagen auf den einzelnen Dä-
chern, mit denen durch
Sonneneinstrahlung Strom erzeugt
wird. Dazu zählen aber auch die ein-
zelnen Windräder oder Biogaskraft-
werke, auch Blockheizkraftwerke in
Ein- oder Mehrfamilienhäusern, in
Seniorenheimen und Krankenhäu-
sern. Sie sind „dezentral“ – im Ge-
gensatz zur Konzentration an einem
Ort - über die ganze Republik ver-
streut und erzeugen den Strom in
der Nähe der Verbraucher. Durch
diese Nähe werden lange Versor-
gungsleitungen entbehrlich, die Ener-
gieverluste während des Transports
werden reduziert und letztlich entste-
hen hierdurch geringere Kosten, die
den jeweiligen Preis für Energie sen-
ken. Zudem ermöglicht eine dezen-
trale Stromerzeugung vielen Bürgern,
Miteigentümer an Energieerzeu-
gungsanlagen zu werden. Dies
schwächt die Marktmacht der
großen Energiekonzerne und nimmt
diesen immer mehr die Chance des
Preisdiktates bei der Abgabe von
Energie.

Zu einer modernen Energieversor-
gung gehört ebenso die Einsparung
von Energie. Dazu ist es nicht erfor-
derlich, auf Konsum zu verzichten. In
erster Linie ist das mögliche Potenzi-
al an Energieeinsparungen bei der
Dämmung von Gebäuden konse-
quent umzusetzen. Eine weitere
Sparte stellen energiesparende Ge-
brauchsgüter dar. Diese sind künftig
per Gesetz ausschließlich für den
Neuerwerb zuzulassen. Es gibt diese
Güter, und ihre Massenproduktion
senkt auch hier die Preise erheblich.
Als Beweis hierfür sei nur an die sei-
nerzeitige Vorgehensweise bei Kühl-
schränken erinnert, bei denen kein
FCKW-haltiges Kühlmittel mehr Ver-
wendung finden durfte. Eine Komfor-
teinschränkung gab es nicht, die
Preise dieser Geräte sanken inner-
halb kurzer Zeit. Fortsetzung folgt.

Uwe F. Löhr, Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE im Städteregionstag

Ist der Umbau der
Energieversorgung bezahlbar?
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ÖPNV in der Städteregion Aachen –
erfolgreich, aber noch ausbaufähig

Die Aachener Montagsdemo, die nach
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma vom „Aktionsbündnis gegen Atom-
energie Aachen“ organisiert worden
sind, haben mit engagierten und guten
Beiträgen das Moratorium und die Ent-
scheidung des Bundestages zum
Atomausstieg begleitet. Auf die Initiati-
ve ist auch Louis Verheyden von der
belgischen Initiative „Nuclaire, STOP“
aufmerksam geworden. Er hat auf ei-
ner unserer Montagsdemo über die
Entwicklung in Belgien berichtet und

aufgerufen, am 1 7. September an den
drei belgischen Atomreaktoren
Tihange in Huy bei Lüttich an einer
grenzübergreifenden Demonstration
gegen Atomkraft teilzunehmen. So
kommt es nun zu einer internationalen
Vernetzung niederländischer, belgi-
scher und deutscher Initiativen, die
gemeinsam zur Anti-Atom-Demo auf-
rufen. Zeitgleich findet am störanfälli-
gen Reaktor Cattenom in Lothringen ei-
ne Protestaktion von französischen,
luxemburgischen und deutschen Initia-

tiven statt. Die Positionen hat Verhey-
den deutlich gemacht: „Die ältesten
Reaktoren Tihange 1 sowie Doel 1 und
2 bei Antwerpen, deren Laufzeiten in
rechtswidrigen Abkommen der Regie-
rung mit dem Energieriesen Electrabel
um zehn Jahre bis 2025 verlängert wur-
den, sollen sofort vom Netz gehen. Für
die Stromversorgung haben wir eine
ausreichende Leistungsreserve.“
Die Partei DIE LINKE ruft alle auf, am
Samstag, 1 7. September, ab 1 4 Uhr in
Huy dabei zu sein und den Verantwort-

lichen in Politik und Wirtschaft zu zei-
gen, dass der internationale Atom-
ausstieg erwünscht ist und zwingend
vorangetrieben werden muss.

Weitere Infos im Linken Zentrum,
Augustastraße 69 in Aachen.
Kontakt zum Büro DIE LINKE:
0241 -99063820 oder zum Aachener
Bündnis: info@stop-tihange.org

Dirk Makowski, Für den AK Umwelt,
Verkehr, Stadtplanung STR Aachen

Unterstützt den Anti-AKW-Kampf über die Grenzen hinaus und vernetzt Euch !

Der Umbau der Versor-
gung hin zur sauberen
Energie muss die Preise
nicht erhöhen.



Das sind 43 Pro-
zent aller Militäraus-
gaben. Tendenz
steigend. 2009 ga-
ben die USA 4,7 %
ihrer gesamten
Wirtschaftsleistung
fürs Militär aus. Im
globalen Durch-

schnitt waren es „nur“ 2,6%. Allein
der US-Kongress hat kürzlich mit
großer Mehrheit für das Haushalts-
jahr 201 1 /201 2 das größte Militär-
budget seit dem 2. Weltkrieg
beschlossen: 725 Milliarden USD.

Zu welchem Zweck demonstrieren
ca. 1 .000 M il itäreinrichtungen der
USA rund um den Globus.

Es geht um die Sicherung des glo-
bal isierten Kapital ismus. Es geht
um uneinholbare mil itärische Über-
legenheit der USA. Es geht um die
Einkreisung des H auptrivalen Chi-
na. Es geht um die globale Vorherr-
schaft der USA.

Der letzte Akt im Drama des I mpe-
riums, das zwanghaft vom All-
machtwahn befal len ist, die Welt

mit seinem Way-of-Life beglücken
zu müssen. Und solange es krank
ist, nicht erkennen kann, dass
sein N iedergang längst begonnen
hat. Geführt von einem Friedens-
nobelpreisträger. I ronie der Ge-
schichte.

M acht geht immer noch vor Recht
Online weiterlesen: www.wir-onli-
ne. org

Django Schins, Wissenschaftlicher
Mitarbeiter der Fraktion DIE LINKE im
Städteregionstag Aachen

Mit neuem Slogan
und Logo die Zu-
kunft gestalten,
reicht dies aus?
Prägten über Jahr-
zehnte Kohleförde-
rung und Stahl-
produktion die Ge-
schichte der Stadt,

so soll das Alleinstellungsmerk-
mal Energiestandort in der Städ-
teregion in der Zukunft erhalten
bleiben und gleichzeitig eine
nachhaltige Stadtentwicklung
gefördert werden.

„Man entnehme dem Wald nicht
mehr Holzmasse, als gleichzeitig
nachwächst“ Der Gedanke der
Nachhaltigkeit der Bewirtschaftung
wird auf ökologische und soziale
Nachhaltigkeit ausgedehnt. Den
nachfolgenden Generationen sollen
mindestens vergleichbare, wenn
nicht bessere Nutzungsmöglichkei-
ten überlassen werden. Nur durch
das gleichzeitige und gleichberech-
tigte Umsetzen von umweltbezoge-
nen, wirtschaftl ichen und sozialen
Zielen kann dies erreicht werden.
Auf diese Weise kann die ökologi-
sche, ökonomische und soziale
Leistungsfähigkeit einer Gesell-
schaft sichergestel lt und verbes-

sert werden. Die drei Aspekte
bedingen sich dabei gegenseitig.
Das Projekt „Camp CO2-Zero“
steht für diesen Anspruch. Soziale
Sicherheit, ökologischer Ausgleich
und wirtschaftl icher Wandel sol len
sich wechselseitig befruchten und
eine gesamtgesellschaftl iche Ent-
wicklung Generationen übergrei-
fend fördern.

Das weit sichtbare Zeichen des jet-
zigen Energiestandortes ist das
Kraftwerk Weisweiler. Doch die Ta-
ge sind gezählt, 2030 soll Schluss
sein. Seit 60 Jahren finden die Men-
schen hier Arbeit. Kann eine Stadt
solange warten? Mitnichten. Der
Ausbau der Erneuerbaren Energie
bedarf des politischen Wil lens. Ab-

sichtserklärungen reichen nicht
aus. Geothermie an einzelnen
Standorten sind ein Schritt, Photo-
voltaik und Solarthermie ein ande-
rer. Unverständlich jedoch, wenn
die Windkraft ausgebremst wird
mit Argumenten, sie verhindere
einen möglichen Tourismus. Inzwi-
schen überholen die Nachbarge-
meinden in diesem Punkt und
beginnen autarke Stadtteile zu
schaffen. So kann kein Alleinstel-
lungsmerkmal erreicht werden.

„Camp CO2-Zero“ darf kein Feigen-
blatt sein.

Es reicht nicht mit neuen Slogan
und Logo diesen Wandel bestreiten
zu wollen. Es müssen die Voraus-
setzungen geschaffen werden, den

Einwohnerinnen und Ein-
wohnern die Möglichkeit zu
geben, aktiv an allen Aspek-
ten urbanen Lebens mitzu-
wirken, für mehr Beteiligung
und Mitsprache auf allen
Ebenen, sei es an Genossen-
schaften, Bürgerbeteiligun-
gen an Solar- oder
Windkraftanlagen oder ei-
nem Bürgerhaushalt.

Albert Borchardt, DIE LINKE
im Rat der Stadt Eschweiler

Fortsetzung: Der Krieg sagt, Die Wirklichkeit sagt, Der Frieden sagt: Frieden schaffen ohne Waffen
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Eschweiler 2030
... mit Energie in die Zukunft

„Wir haben die Vision integrativer, prosperierender, kreativer und
zukunftsfähiger Städte und Gemeinden, die allen Einwohnerinnen
und Einwohnern hohe Lebensqualität bieten und ihnen die
Möglichkeit verschaffen, aktiv an allen Aspekten urbanen Lebens
mitzuwirken.“
(Aalborg Commitments 2004).

Auch Grüne gegen Begrünung
Aachen 33 Platanen sollen im Rah-
men der Umgestaltung des Templer-
grabens gefällt werden, weil sie
‚ästhetisch’ nicht in das Konzept pas-
sen. Dem Beschluss stimmten im
Aachener Stadtrat (außer DER LIN -
KEN) alle Fraktionen zu, auch die
Grünen.

Einwohnerfragestunde nutzen
Städteregion Die Linke im Städte-
regionstag fordert die bessere
Bekanntmachung der Einwohner-
fragestunde! Sie wurde in den
Fachausschüssen bereits im April
eingeführt, aber leider nicht be-
worben! So ist es sicher kein Des-
interesse der Bürger, wenn die
Fragestunden kaum genutzt wer-
den. DI E LI N KE wird in der nächs-
ten Zeit auf eine bessere
Bekanntmachung drängen und for-
dert al le Einwohner auf, die Frage-
stunde rege zu nutzen.

EntscheidungumOmbudsstelle naht
Städteregion Nach den Sommerfe-
rien wird es endlich eine Entschei-
dung zur Ombudsstel le beim
Aachener Jobcenter geben. Vor ei-
nem Jahr hatte DIE LINKE im
Städteregionstag die Einrichtung ei-
ner solchen unabhängigen Schieds-
stel le beantragt. Auch andere
Fraktionen hatten Zweifel daran,
dass das „Kundenreaktionsmanage-
ment“ des Jobcenters, diese Stel le
überflüssig machen würde. Der so-
zialpolitische Sprecher der Fraktion,
Harald Siepmann, hofft auf eine po-
sitive Entscheidung: „Ombudsstel-
len nutzen sowohl den Betroffenen
als auch den Mitarbeitern und sind
keine zusätzl iche Bürokratie“.

DIE LINKE in Baesweiler
Baesweiler Auch hier ist DIE LINKE
bereits angekommen. Der erste
Erfolg in Sachen Transparenz und
Bürgerbeteil igung ist durch eine An-
frage des Städteregionstagsmitglie-
des Marika Jungblut zu verzeichnen.
Seit April diesen Jahres werden die
Vorlagen und Protokolle der Rats-
sitzungen und Ausschüsse auf der
Seite der Stadt Baesweiler ins Inter-
net eingestel lt.

Mehr öffentlich geförderter
Wohnraum

Aachen Das fordern SPD und DIE
LINKE. in einem gemeinsamen An-
trag von der GeWoGe. Die
gemeinnützige Wohnungsgesellschaft
muss bei der Schaffung preiswerten
Wohnraums in Aachen stärker in die
Pflicht genommen werden.

Bildungs- und Teilhabepaket
jetzt auch für Kinder von Asyl-
bewerbern

Aachen Der Skandal, dass Flücht-
l ingskinder von den Leistungen des
Bildungs- und Teilhabepakets aus-
geschlossen bleiben sollen, konnte
durch einen Antrag DER LINKEN in
der Stadt Aachen erfolgreich ver-
hindert werden.

Ökologie

Ökonomie Soziales

DIE LINKE hatte
bereits im April
diesen Jahres
einen Antrag an
die Verwaltung
der Städteregion
gestellt, in der die
Fragen bezüglich

des sogenannten Fracking und
der hiermit verbundenen Gefahr
für unsere Umwelt beantwortet
werden sollten (siehe online
Ausgabe). Eindeutige Antworten
gibt es bisher nicht.
Fragen, die an unsere Verwaltung
hier vor Ort gerichtet waren, wurden

an die Bergbehörde in Arnsberg wei-
ter geleitet, z.B. die nach der Ein-
schätzung der ökologischen und
gesundheitlichen Gefahren und der
Information der Öffentlichkeit im Fal-
le von Bohranträgen. Diese lägen
aber laut Bergbehörde für den Raum
Aachen zur Zeit noch nicht vor.
Das nordrhein-westfälische Umwelt-
ministerium hat jetzt die Ausschrei-
bung für ein Gutachten zur
unkonventionellen Erdgasförderung
veröffentlicht.
Es heißt, dass alle Bohranträge erst
einmal bis zum Vorliegen des Gut-
achtens zurückgestellt werden sol-

len. Wird dies aber auch so
eingehalten? DIE LINKE in der Städ-
teregion wird weiter nachhaken und
Sie auf dem Laufenden halten.
Mehr Informationen und die Ant-
worten auf unseren Antrag finden
Sie in der Online-Ausgabe.
Am 06.1 0.201 1 findet der nächste
Umweltausschuss im Städteregi-
onstag statt. Nutzen Sie dann die
Gelegenheit, in der Einwohnerfrage-
stunde Ihre Fragen an die Verwal-
tung zu stellen!

Marika Jungblut,
Fraktion DIELINKEim StädteregionstagAachen

Wird auch bald in unserer Region nach Gas gebohrt?

Kurz notiert



Die Interessen der Länder in der Bundespo-
l itik zu vertreten ist Aufgabe des Bundesra-
tes. Seine Abgeordneten entscheiden über
Gesetze, die die Verfassung ändern oder
die Finanzen der Länder betreffen. Doch
was ist von einer demokratischen Gesell-
schaft zu halten, die einer wirtschaftl ichen
Minderheit erlaubt, massiven Einfluss auf
die Gesetzesbeschlüsse zu haben? Wenn
privatwirtschaftl iche Interessen unge-
bremst und direkt in die Formulierung von
Gesetzestexten Eingang finden, sind Lobby-
isten am Werke, die mittels vielfältiger
(medialer) Strategien die Bevölkerung und
politische Eliten beeinflussen.

Die Organ isation un d Veröffen tl ichun g von I n-
teressen in Verbän den ist n ützl ich un d effek-
tiv, um eigen e M ein un gen durchzusetzen un d
zu bün del n . Der ein seitig starke Ein fl uss durch

Bevorzugun g un d Vergün stigun g ist abzul eh-
n en , wie die Beispiel e un gl eich er Ein fl ussn ah-
me zeigen . Bis M itte 2 008 saßen Vertreter
von Großun tern ehmen un d Wirtschafts-Verbän-
den mit ein em eigen en Schreibtisch im M in is-
terium, um Gesetzte zu formul ieren , die ihre
eigen en Firmen regul ieren sol l ten . Die Propa-
gan da für die Privatisierun g der Deutschen
Bahn 2 007 ist ein weiteres Beispiel für krimi-
n el l es Lobbyin g.

Gegen schl eichen de un d ein seitige Ein fl uss-
n ahme von Wirtschaftsvertretern schl oss sich
2 005 ein e kl ein e Gruppe en gagierter M en-
sch en zusammen , um sich für Tran sparen z
un d Demokratie stark zu machen . Der gemein-
n ützige Verein „LobbyCon trol “ deckt die ver-
deckte Arbeit der Lobbyisten hin ter den
Kul issen auf un d setzt deren M ach t Sch ran-
ken . Er fordert ein verpfl ichten des Lobbyregis-
ter, das die N amen , Auftraggeber, Budget un d
Gel dquel l en von I n teressen -Verbän den auf-
zeigt, die im Bun destag ein gel aden werden .
Die N eben ein kün fte von Pol itikern sol l ten of-
fen gel egt un d etwaige I n teressen kon fl ikte der
Abgeordn eten durch ein e un abhän gige Kon trol-
l e vermieden werden .

Die große An zah l an sässiger Firmen in räuml i-
ch er N ähe zur Bun desregierun g zeigen die
Stadtführun gen von „LobbyCon trol “. Auf ein er

Wahl kreisfahrt der Lin ken n ach Berl in stel l te
die etwas „an dere Stadtführun g“ ein en in ter-
essan ten Kon trapun kt zu den gewöhn l ichen
Stadtgän gen dar. An han d bekan n t geworde-
n er Fäl l e tei l s l egal er, tei l s i l l egal er Beein fl us-
sun gen durch PR-Agen turen , Stiftun gen un d
Con sul tin gfirmen wird das Bewusstsein für
verdeckte M an ipul ation en geschärft. (ge-
schätzte 5.000 Lobbyisten al l ein in Berl in )

WIR m öch te d ie ein seitig starke Ein fl u ssn ah-
m e von Lobbyisten au fd ecken , verrin gern
od er verh in d ern h el fen .
WIR ford ert a l l e Bü rger au f, i l l egal e Ein fl u ss-
n ah m e u n d Bevorzu gu n gen von Firm en u n d
Wirtsch aftsverbän d en au fzu spü ren u n d an zu-
zeigen .
WIR ist fü r u n d von en gagierten M itbü rgern
u n d steh t fü r ein e M ed ien pol i tik m it erweiter-
ten I n form ation spfl ich ten fü r Beh örd en u n d
U n tern eh m en , d am it M ach t- u n d Ressou r-
cen u n tersch ied e abgebau t werd en kön n en .
(weiterführende Beispiele lesen Sie in der
online- Ausgabe „WIR“)

Anja Linz, Aachen

Unter diesem Motto wird der linke
Arbeitskreis Betrieb & Gewerkschaft in der
Euregio in den nächsten Wochen und
Monaten Veranstaltungen im Gebiet der
Städteregion durchführen und dabei das
Gespräch mit den Menschen suchen.

Sinkende Durchschnittsrenten, zunehmende
Altersarmut und eine steigende Zahl von
Rentnern und Rentnerinnen, welche auf die
Grundsicherung angewiesen sind – diese
Schlagzeilen und H iobsbotschaften haben den
Arbeitskreis bewegt, sich verstärkt um das
Thema „Altersarmut und N iedrigrenten“ zu
kümmern. Für die M itgl ieder des AK stel len
diese Entwicklungen einen sozial- und
gesel lschaftspol itischen Skandal dar, für den
es viele Ursachen gibt:

N icht unerwähnt sol lte bleiben, dass viele

dieser Entwicklungen unter der rot-grünen
Regierung Schröder zwischen 1 998-2005
eingeleitet worden sind.

Für DI E LI N KE besteht die erste Aufgabe der
gesetzl ichen Rentenversicherung darin, al len
einen menschenwürdigen Lebensstandard im
Ruhestand zu ermögl ichen. Daraus ergeben
sich für uns folgende Forderungen, wie sie
auch im Leitantrag zum ersten Programm der
Partei DI E LI N KE festgelegt sind:

Beispiele aus den benachbarten Ländern
zeigen, dass es besser geht. H öhere
Durchschnittsrenten und vor al lem eine
bessere Absicherung von N iedrigverdienern im
Alter.

Gemeinsam mit dem Bundestagsabgeordneten
Andrej H unko, dem Wahlkreisbüro H unko und
dem Kreisverband DI E LI N KE wird der

Arbeitskreis im H erbst die Öffentl ichkeit über
die Fehlentwicklung der bisherigen
Alterssicherung in Deutschland informieren
und über Lösungswege diskutieren.

Harald Siepmann , Für den AK Betrieb&Gewerkschaft
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Gegen Altersarmut und Niedrigrenten

Zunehmende Brüche in den Erwerbs-
biographien z.B. durch Phasen
der Arbeitslosigkeit
Stagnierende bzw. sinkende Real löhne
für viele Arbeitnehmer
Fehlender gesetzl icher M indestlohn
Weiterhin bestehende Benachteilung von
Frauen, insbesondere Al leinerziehenden,
durch fehlende Kinderbetreuungsmögl ich-
keiten
Unzureichender Anstieg des Rentenwerts
durch die Einführung von diversen
Kürzungsfaktoren bei der Rentenformel
Vorsätzl iche Schwächung der gesetz-
l ichen Rente zugunsten privater Produkte
der Altersvorsorge („Riester-Rente)

Sichere und auskömmliche gesetzl iche

Rente, die deutl ich über der

Armutsgrenze l iegt

Weitgehende Sicherung des erarbeiteten

Lebensstandards

Einbeziehung al ler Erwerbstätigen in

eine paritätisch finanzierte,

gesetzl iche Rentenversicherung

Angleichung Rentenwerte Ost und West

Anhebung und anschl ießende Aufhebung

der Beitragsbemessungsgrenzen

Erhöhte bedarfsgerechte Grundsicherung

im Alter

Keine Rente ab 67

Veranstaltungen im Rahmen der Kampagne

24.09.201 1 I nfostand Eschweiler,
Grabenstr. , 1 1 .00-1 4.00h
25.09.201 1 Sonntagsmatinee Aachen,
Linkes Zentrum, Augustastr. 69, 1 1 .00-1 4.00h
01 .1 0.201 1 I nfostand H erzogenrath,
Kaufland, 1 1 .00-1 4.00h
1 5.1 0.201 1 I nfostand Aachen,
H olzgraben, 1 0.00-1 4.00h
29.1 0.201 1 I nfostand Alsdorf,
Kaufland, 1 1 .00-1 4.00h
04.1 1 .201 1 Fraktion vor Ort, Aachen,
Kurparkterrassen, 1 9.00-22.00h, u.a. mit
M atthias W. Birkwald, rentenpol itischer
Sprecher der Bundestagsfraktion DI E LI N KE

Lobbyismus ist eine aus dem Engl ischen
übernommene Bezeichnung (Lobbying) für ei-
ne Form der I nteressen-Vertretung in Pol itik
und Gesel lschaft. M ittels Lobbyismus versu-
chen I nteressengruppen (Lobbys), die Exekuti-
ve und die Legislative zu beeinflussen (vor
al lem durch persönl iche Kontakte) ; außerdem
versuchen sie, die öffentl iche M einung durch
Öffentl ichkeitsarbeit zu beeinflussen.
(aus Wikipedia)

Geheimer Einfluss - Die Macht der Lobbyisten

LobbyControl e.V. | Friedrichstr.63 | 50676 Köln
Tel .0221 / 1 69 65 07
M ail :kontakt@lobbycontrol .de | www.lobbycontrol .de
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Vertraut und dennoch ungewöhnlich er-
klang aus dem Leierkasten diese altvertrau-
te Melodie. Petrus muss dies wohl gefallen
haben. Denn auch wenn nicht gerade hoch-
sommerliche Temperaturen herrschten,
wurden die Teilnehmer des Roten Sommer-
festes der Städteregion Aachen über lange
Strecken sogar mit Sonnenschein ver-
wöhnt.

So konnten sich die zahlreichen Besucher am
Eschweiler Blausteinsee, darunter auch Vertre-
ter von SPD und Grünen, am bunten Programm
erfreuen, das von Saxophonklängen in Beglei-
tung des Leierkastens über harten Rock bis zu
oriental ischen Klängen reichte. Den Abschluss
am Abend bildete die bunte Pol it-Kabarettgrup-
pe M uita M erda.

H ighl ight für die jüngeren Gäste war die N ach-
wuchsband Surrounding. M it ihrer Verpfl ich-
tung gelang der Linksjugend Eschweiler ein
Überraschungscoup.
Ein herzl icher Dank an al le, die durch ihre M it-
hil fe und ihren Besuch zum Gel ingen unseres
Sommerfestes beigetragen haben, insbesonde-

re den M itgl iedern des Ortsverbandes Eschwei-
ler für die Organisation dieses gelungenen
H öhepunktes des J ahres.
Die M itgl ieder des Kreisverbandes DI E LI N KE
Städteregion Aachen freuen sich schon auf ei-
ne Wiederholung im nächsten J ahr mit neuen
und alten H ighl ights und wiederum zahlreichen
Besuchern.

www.linkswest.de

DIE LINKE Städteregion Aachen
Augustastraße 69, 52070 Aachen
E-Mail: kontakt@dielinke-aachen.de
www.dielinke-aachen.de
Tel. 0241 -9902531
Fax 0241 -9905228

Linkes Zentrum
Augustastraße 69, 52070 Aachen
Tel. 0241 -99063820
Öffnungszeiten:
Mo 15 bis 17.30 Uhr / Di-Fr 17 bis 19 Uhr

Arbeitskreis Umwelt, Verkehr, Stadtplanung
Treffen jeden Freitag ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/umwelt
Arbeitskreis Gesundheit und Soziales
Treffen jeden 2. Mittwoch im Monat ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/soziales
Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft
Treffen jeden 4. Dienstag im Monat ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/bug
Arbeitskreis Bedingsloses Grundeinkommen
Treffen jeden 2. Dienstag im Monat ab 19.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/ak-bge
Treffen der Arbeitskreise im Linken Zentrum

Linksjugend ['solid]

Aachen
Linkes Zentrum
Treffen jeden Dienstag ab 19.00 Uhr
http://linksjugendsolidaachen.blogsport.de/
Eschweiler
"Dilo" | Aachener Str. 1 19 | 52249 Eschweiler
Treffen jeden Samstag ab 18.00 Uhr
www.dielinke-eschweiler.de/ov/linksjugend

Wer an den Treffen der Arbeitskreise teilnehmen möchte, ist
freundlich eingeladen, auch wenn er/sie kein Mitglied der
Partei DIE LINKE ist. Natürlich wird eine gewisse Nähe zu
unseren Positionen vorausgesetzt.
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Ich bitte um Zusendung von
Informationsmaterial

Ich möchte regelmäßig zu
Veranstaltungen und Versam-
mlungen eingeladen werden

Ich möchte Mitglied werden

N ame und Anschrift:

einsenden an: DI E LI N KE Städteregion Aachen
Augustastraße 69, 52070 Aachen

Völker hört die Signale

Um die Arbeit der Partei DIE LINKE auch in Baesweiler zu unterstützen und für die
Menschen vor Ort etwas zu bewirken, sol l auch in Baesweiler in absehbarer Zeit ein

Ortsverband gegründet werden. Bei Interesse dort mitzuwirken oder auch nur mal in die Arbeit der
Kommunalpolitik hinein zu schnuppern, kann sich jede/jeder gerne unter folgender Emailadresse oder
Telefonnummer melden: Marika.Jungblut@dielinke-aaachen.de | Tel: 0241 -51 98-3305

Ich freue mich auf viele Anregungen und Rückmeldungen

Gründung des Ortsverbandes Baesweiler

Juli 201 1 | Al l ianz SE • Königinstraße 28 • 80802 M ünchen

Wer wird denn da von Bestechung sprechen ...
Veröffentl ichung von Spenden, die im Einzelfal l die Höhe von 50 000 Euro übersteigen (§ 25 Absatz 3 Satz 3 Parteiengesetz)
Unterrichtung durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages Dr. N orbert Lammert
Auszug Drucksache 1 7/6585 vom 1 3. 07. 201 1

250.005 Euro



Fraktion DIE LINKE im Städteregionstag
Haus der Städteregion: 1 . OG, Raum E 180,
Tel.: 0241 / 5198 3305
Zollernstraße 10 | 52070 Aachen
eMail: dielinke-fraktion@staedteregion-aachen.de
www.dielinke-staedteregionstag.de
Fraktionssitzungen (14tägig) mittwochs ab 17:00 Uhr
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Aachen
Habsburgerallee 11 -13 | 52064 Aachen
3.OG, Raum 369, Tel.: 0241 / 432 7244
eMail: fraktion.dielinke@mail.aachen.de
www.fraktion-dielinke-aachen.de
Fraktionssitzungen in der Regel wöchentlichmontags ab 18 Uhr
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Herzogenrath
Rathausplatz 1 , 1 .OG, Raum 105, Tel.: 02406 / 83121
eMail: fraktion@linke-herzogenrath.de
www.dielinke-herzogenrath.de
Postadresse: Fraktion DIE LINKE
Im Rat der Stadt Herzogenrath
Postfach 1280 | 52112 Herzogenrath
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Stolberg
Villa Lynen | Rathausstr. 44 | 52222 Stolberg
1 .OG, Raum 104 / 105, Tel.: 02402 / 76683-20
eMail: dielinke.fraktion@stolberg.de
www.dielinke-stolberg.de
Fraktionssitzungen (14tägig) montags ab 19:00 Uhr

Bürgersprechstunde jeden Donnerstag
15:00 bis 17:30 Uhr

DIE LINKE im Rat der Stadt Alsdorf
Hartmut Knippschild
Rathaus Hubertusstr. | 52477 Alsdorf
eMail: Alsdorf.Linke@alsdorf.de
www.dielinke-alsdorf.de | Tel.: 0160/5518854
DIE LINKE im Rat der Stadt Eschweiler
Albert Borchardt
Johannes-Rau-Platz 1 | 52249 Eschweiler
eMail: albertborchardt@dielinke-eschweiler.de
www.dielinke-eschweiler.de | Tel: 0179/648 3205

Bürgersprechstunde und Sozialsprechstunde
jeden 3. Montag im Monat
jeweils 15:30 – 18.30 Uhr | Rathaus, Raum 13

DIE LINKE im Rat der Stadt Monschau
Erika Krebs
Bürgerforum 21 / DIE LINKE
Laufenstrasse 84 | 52156 Monschau
Raum 503 | Tel.: 02472 / 81266
erika.krebs@dielinke-aachen.de
www.dielinke-nordeifel.de

Wahlkreisbüro Andrej Hunko, MdB
Augustastraße 69 | 52070 Aachen
Telefon 0241/990 6825-0 | Telefax 0241/990 6825-1
eMail: andrej.hunko@wk.bundestag.de | www.andrej-hunko.de
Sprechzeiten: Montags 11 bis 13 Uhr, und
Donnerstags 17 bis 19 Uhr und nach Vereinbarung

Sozialsprechstunde Bundestagesbüro Andrej Hunko
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat ab 17.00 Uhr

Konsum um jeden Preis?
Brückenkopf-Park Jülich

18.09.2011 11 .00 - 17.00 Uhr
http://www.konsumumjedenpreis.de/
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Ihre Meinung ist uns wichtig!
eMail: wir-leserbriefe@dielinke-aachen.de

postalisch
Fraktion DIE LINKE im StädteRegionstag

Stichwort "Leserbrief"
Haus der Städteregion

Zollernstraße 16 | 52070 Aachen

8 WIR 3/2011

Erwerbslosenberatung gibt es u.a. an
folgenden Stellen:

Beratungsstelle Aachen - Berufsverband d. KAB
Diözese Aachen e.V.
Beratungsstelle, Ämterbegleitung | Nordrhein-Westfalen
St.-Josefs-Platz 1 52068 Aachen
Telefon: 0241 51 000 755 | Fax: 0241 51 000 848
kab-beratungsstelle@web.de | http://kab-aachen-eifel.de/

KAB Bezirksverband Aachen Stadt/Eifel
Andris Gulbins
Beratungsstelle, Erwerbslosen- oder Sozialhilfeinitiative,
Ämterbegleitung | Nordrhein-Westfalen
KAB Bezirksverband Aachen Stadt/Eifel / Andris Gulbins
Martinstr. 6 | 52062 Aachen
Telefon: 0241 4001860 | Fax: 0241 4001864
hartz4-gruppe-kab@gmx.de | http://kab-aachen-eifel.de

Adressen

Rückspiegel

Bestellschein:
J a, ich möchte regelmäßig I nformationen über die Arbeit der Fraktion
DI E LI N KE. im Städteregionstag erhalten.
Bitte schicken Sie "WI R in der Städteregion" kostenlos und
unverbindl ich an folgende Adresse:

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
N ame, Vorname

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Postleitzahl , Ort, Straße

Bestel lungen auch telefonisch mögl ich unter: 0241 / 51 98 3305

�WIR
WIR in der Städteregion
Zeitung der Fraktionen DIE LINKE in der
Städteregion Aachen
e-mail:
wir-redaktion@dielinke-aachen.de
wir-leserbriefe@dielinke-aachen.de
Redaktion
Harald Siepmann (zugleich v.i.S.d.P.) ,
Robert Boltz, Albert Borchardt,
Marika Jungblut, Dirk Makowski,
Andreas Müller, Django Schins
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Fotos:
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Namentlich gekennzeichnete Artikel
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder.
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Dank an alle, die das Erscheinen dieser
Ausgabe möglich gemacht haben, und
Dank auch an alle, die sie in die Welt
hinaus tragen.
Ihr seid toll.

Nächste Ausgabe:
Redaktionsschluss 17. Oktober 2011
Ausgabe: November/Dezember 2011

Impressum:

Copyright 2007 by Michael Jentsch (M.Jentsch@web.de) - www.sudoku-ebook.de
This wotk is l icensed under a Creative Commons Attribution-Share Alike 2.0 Germany License.

Interessante Veranstaltungen zu diversen Themen bieteten:

Evangelische Stadtakademie Aachen
Haus der Evangelischen Kirche
Frère-Roger-Straße 8-10 (früher: Michaelstraße)
52062 Aachen | Telefon: 0241/453-162
http://www.stadtakademie-aachen.de

Bischöflichen Akademie des Bistums Aachen
Bischöfliche Akademie / August-Pieper-Haus
Leonhardstr. 18-20
52064 Aachen | Telefon: 0241/47996-0
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